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Vorwort

Denkmalschutz ist teuer und bringt nur Nachteile? Dieses Vorurteil besteht heute noch in vielen Köpfen und 
behindert so häufi g die angemessene Wertschätzung des historischen Erbes und den verantwortungsbewuss-
ten Umgang mit ihm. Dabei gibt es zahlreiche Möglichkeiten, fi nanzielle und steuerliche Vorteile in Anspruch 
zu nehmen, die Ihnen in dieser Broschüre vorgestellt werden.

Mit Denkmalschutz und Denkmalpfl ege nimmt der Staat eine wichtige kulturelle Aufgabe in gesellschaftlichem 
Auftrag wahr. Denkmäler sind eine Kulturform, an der jede Bürgerin und jeder Bürger tagtäglich teilhat, denn 
Denkmäler prägen die Lebensumwelt und tragen zur Identität der Stadt bei. Ihre Erhaltung, Pfl ege und Nut-
zung liegen daher im öffentlichen Interesse. Gleichzeitig befi nden sich die zahlenmäßig meisten Denkmäler in 
privatem Eigentum sind. Hier gilt also ganz besonders die Bestimmung des Grundgesetzes (Art. 14 Abs. 2): 
„Eigentum verpfl ichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“ Eine denkmalge-
rechte Sanierung kann durchaus auch mit höheren Kosten verbunden sein. Daher hat der Staat eine Reihe 
steuerlicher Vergünstigungen für Denkmaleigentümer vorgesehen, um deren Belastungen bei der Erhaltung 
von Denkmälern zu mindern.

Diese Broschüre bietet Ihnen viele Tipps und Hinweise, wie man mit Hilfe von verschiedenen Möglichkeiten 
der Steuersenkung oder -befreiung fi nanzielle Nachteile kompensieren kann. Erhöhte steuerliche Abschrei-
bungen oder Befreiungen sind im Bereich der Einkommensteuer, der Gewerbesteuer, der Umsatzsteuer, der 
Grundsteuer und der Erbschaft- und Schenkungsteuer möglich. Für manche Steuerpfl ichtigen und gewerb-
liche Investoren ist das auch Anreiz, ein Denkmal zu erwerben und so trotz erhöhter Sanierungskosten zu 
einer günstigen Finanzierung zu kommen. Für die meisten der möglichen Vergünstigungen stellt das Denk-
malschutzamt Hamburg die zur Vorlage beim Finanzamt erforderlichen Bescheinigungen aus. Insbesondere 
die Bescheinigung über die Aufwendungen nach § 7i, 10f, 11b und 10g Einkommensteuergesetz sind von 
besonderer Bedeutung. Geltend gemacht werden können die Aufwendungen allerdings nur  für Maßnahmen, 
die zur Erhaltung oder sinnvollen Nutzung des Baudenkmals erforderlich sind und zuvor mit dem Denkmal-
schutzamt abgestimmt wurden. Die Bescheinigung ist mit einer Gebühr verbunden, die sich nach der Höhe 
des Verwaltungsaufwandes richtet.

Weitere Informationen erhalten Sie beim Denkmalschutzamt, die Mitarbeiter des Referats Bau- und Kunst-
denkmalpfl ege stehen Ihnen gern beratend zur Seite. Und nun wünsche ich Ihnen viele gute Anregungen beim 
Lesen dieser Broschüre!

Andreas Kellner

Denkmalpfl eger der Freien und Hansestadt Hamburg
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A. Einkommensteuer

Das Einkommensteuerrecht bietet mehrere Möglich-
keiten, die Steuer aufgrund von Aufwendungen für 
Baudenkmäler zu mindern, beispielsweise durch

• Erhöhte Absetzungen bei Anschaffungs- und  
Herstellungskosten,

• Sonderbehandlung von Erhaltungsaufwand, 
• Sonderausgabenabzug, 
• Spenden.

I. Anschaffungskosten beim Erwerb eines Bau-
denkmals

Die Anschaffungskosten für ein Baudenkmal können 
nicht sofort in voller Höhe steuermindernd abgezo-
gen werden, dafür aber der jährliche Wertverlust. 
Diesen Vorgang nennt man „Absetzung für Abnut-
zung (AfA)”. Voraussetzung für den Abzug der AfA 
ist allerdings, dass das Baudenkmal zur Erzielung 
von steuerpfl ichtigen Einkünften genutzt wird.
Die AfA bemisst sich nach einem bestimmten, gesetz-
lich festgelegten Prozentsatz. Berücksichtigt werden 
dabei nur die Anschaffungskosten für das Gebäude, 
nicht dagegen die Kosten für den Grund und Boden.

Für Gebäude gibt es verschiedene Arten der AfA. Bei 
der Anschaffung älterer Gebäude, wie bei Baudenk-
mälern regelmäßig der Fall, kommt stets die lineare 
AfA (nach § 7 Abs. 4 EStG) in Betracht.

Bei der linearen AfA sind abzuziehen:

• bei Gebäuden, die nach dem 31. Dezember 
1924 fertig gestellt wurden, jährlich 2% der An-
schaffungskosten; 

• bei Gebäuden, die vor dem 1. Januar 1925 fertig 
gestellt wurden, jährlich 2,5% der Anschaffungs-
kosten. 

Die Anschaffungskosten für den Erwerb der Altbau-
substanz können nicht erhöht abgeschrieben werden 
(nach § 7i EStG, vgl. dazu im Einzelnen Abschnitt A. 
III.).
Zur Behandlung der Anschaffungskosten bei zu ei-
genen Wohnzwecken genutzten Baudenkmälern 
vergleichen Sie bitte Abschnitt A. V.

II. Abgrenzung von Erhaltungsaufwendungen 
und nachträglichen Anschaffungs oder Herstel-
lungskosten

Nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten gehören ebenfalls zu den Aufwendungen für das 
Gebäude, die nur verteilt auf einen bestimmten Zeit-
raum steuerlich berücksichtigt werden (vgl. Abschnitt 
A. I.).

Nachträgliche Anschaffungskosten liegen vor, 
wenn das Gebäude nach der Anschaffung in einen 
betriebsbereiten Zustand versetzt wird.
Nachträgliche Herstellungskosten liegen vor, 
wenn der Zustand des Gebäudes nach dem Erwerb 
wesentlich verbessert oder das Gebäude erweitert 
wird. Dies ist bei Baudenkmälern häufi g der Fall.

Bei nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten bietet die Steuervergünstigung (§ 7i EStG) 
bei Baudenkmälern die Möglichkeit einer erhöhten 
Absetzung (vgl. Abschnitt A. III.), selbst wenn diese 
Kosten normalerweise nur im Rahmen der Gebäude-
AfA mit dem für das Gebäude maßgebenden Vom-
Hundert-Satz abgesetzt werden können.

Erhaltungsaufwendungen, die dazu dienen, Ein-
künfte zu erzielen, können im Gegensatz zu den An-
schaffungs- oder Herstellungskosten in voller Höhe 
im Jahr ihrer Verausgabung abgezogen werden. Zu 
den Erhaltungsaufwendungen gehören insbesonde-
re Kosten für die laufende Instandsetzung des Bau-
denkmals. Erhaltungsaufwendungen sind aber auch 
Erneuerungen von in dem Gebäude bereits enthalte-
nen Teilen, Einrichtungen und Anlagen – es sei denn, 
durch die Erneuerungen wird das Gebäude über 
seinen ursprünglichen Zustand hinaus wesentlich 
verbessert (Herstellungskosten), oder aber es wird 
durch die Erneuerungen erst in einen betriebsberei-
ten Zustand versetzt (Anschaffungskosten).

Erhaltungsaufwendungen sind zum Beispiel:
• Ausbesserungsarbeiten, 
• Erneuerung des Außenputzes und der Außen-

verkleidung, 
• Reparatur des Daches, der sanitären Anlagen, 

der Heizung oder der Fenster, 
• Austausch von defekten Teilen und sonstige 

Renovierungsarbeiten. 
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Neben der Möglichkeit, die Erhaltungsaufwendungen 
im Jahr ihrer Verausgabung steuermindernd geltend 
zu machen, können sie unter bestimmten Vorausset-
zungen auch auf zwei bis fünf Jahre gleichmäßig ver-
teilt werden (vgl. Abschnitt A. IV.).

Die Aufwendungen sind grundsätzlich in Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten und Erhaltungs-
aufwendungen aufzuteilen, die mit den jeweiligen 
Aufwendungsarten im Zusammenhang stehen, wenn 
bei einer umfassenden Instandsetzung und Moderni-
sierung Arbeiten durchgeführt worden sind, die
• einen betriebsbereiten Zustand herstellen, 
• das Gebäude erweitern, 
• über eine zeitgemäße Substanz erhaltende Er-

neuerung hinausgehen (wesentliche Verbesse-
rung), 

• der Erhaltung des Gebäudes dienen. 

Falls keine konkreten Zahlen vorliegen, muss man 
Schätzungen vornehmen. Aufwendungen für ein 
Bündel von Einzelmaßnahmen, die für sich genom-
men teils Anschaffungskosten oder Herstellungskos-
ten, teils Erhaltungsaufwendungen darstellen, sind 
jedoch dann insgesamt als Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten zu beurteilen, wenn die Arbeiten im 
sachlichen Zusammenhang stehen.

Das Finanzamt entscheidet darüber, inwieweit sofort 
abzugsfähige Erhaltungsaufwendungen oder über 
einen längeren Zeitraum absetzbare Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten vorliegen. Auf Antrag geht 
das Finanzamt jedoch von Erhaltungsaufwendungen 
aus, wenn der Aufwand für die Baumaßnahme nicht 
mehr als 4.000 Euro (Rechnungsbetrag ohne Um-
satzsteuer) beträgt.
Besonderheiten gelten für Aufwendungen, die inner-
halb von drei Jahren nach der Anschaffung eines 
Gebäudes anfallen. Unter bestimmten Vorausset-
zungen sind diese Aufwendungen auch dann als 
nachträgliche Herstellungskosten zu behandeln, 
wenn es sich nach den zuvor genannten Kriterien 
an sich um Erhaltungsaufwendungen handeln wür-
de. Voraussetzung hierfür ist es u. a., dass die Auf-
wendungen (Rechnungsbetrag ohne Umsatzsteuer) 
innerhalb der ersten drei Jahre nach Anschaffung 
des Gebäudes 15% des Kaufpreises des Gebäudes 
(ohne Grundstückswert) übersteigen. Zu diesen Auf-
wendungen gehören allerdings nicht die Aufwendun-
gen für Erhaltungsarbeiten, die jährlich üblicherweise 
anfallen.

Die gesetzliche 15%-Grenze gilt für Baumaßnah-
men, mit denen nach dem 31. Dezember 2003 be-
gonnen worden ist. Als eine Maßnahme gelten alle 
Baumaßnahmen, die innerhalb von drei Jahren vor-
genommen werden.

III. Erhöhte Absetzungen bei Baudenkmälern

1. Allgemeines

Für nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten können erhöhte Absetzungen in Anspruch 
genommen werden (anstelle der üblichen „linearen 
Abschreibung“). Das betrifft alle Gebäude und Ge-
bäudeteile, die als Baudenkmal unter Schutz gestellt 
sind (§ 7i EStG).

Im Jahr der Fertigstellung der Baumaßnahme und 
den folgenden sieben Jahren können jeweils 9% der 
Kosten und in den folgenden vier Jahren 7% steuer-
mindernd abgesetzt werden. 

Als Beginn bei Baumaßnahmen, für die eine Bau-
genehmigung erforderlich ist, gilt der Zeitpunkt, 
in dem der Bauantrag bei der zuständigen Behör-
de gestellt wird.

Bei baugenehmigungsfreien Vorhaben, für die Bau-
unterlagen einzureichen sind (das ist bei Baudenk-
mälern regelmäßig der Fall, aufgrund der Genehmi-
gungspfl icht nach § 9 DSchG), zählt der Zeitpunkt, 
in dem die Unterlagen bei der Behörde eingereicht 
werden. In allen anderen Fällen ist der tatsächliche 
Baubeginn ausschlaggebend.

Die Möglichkeit einer erhöhten Absetzung bei Bau-
denkmälern hängt sowohl von steuerrechtlichen als 
auch von denkmalrechtlichen Voraussetzungen ab, 
die im Folgenden genauer erläutert werden.

2. Steuerrechtliche Voraussetzungen

Die steuerrechtlichen Voraussetzungen sind aus-
schließlich von den Finanzbehörden zu prüfen. Da-
bei ist für den Eigentümer zu beachten:

2.1
Die erhöhten Absetzungen kommen nur für Gebäude 
oder Teile eines Gebäudes in Betracht, also zum 
Beispiel nicht für Grabsteine, Wegekreuze, Reste 
einer Stadtmauer oder Außenanlagen (zum Beispiel 
Gartenanlagen). Aufwendungen für die Erhaltung 
derartiger Baudenkmäler können aber gegebenen-
falls im Rahmen des Sonderausgabenabzugs (nach 
§ 10g EStG) begünstigt werden (vgl. hierfür Abschnitt 
A. VI.).
 
2.2
Begünstigt sind grundsätzlich nur Herstellungs-
kosten, die direkt dem Baudenkmal zuzurechnen 
sind. Darunter fallen jedoch nicht die Anschaffungs-
kosten für den Erwerb der Altbausubstanz (vgl. dazu 
Abschnitt A. I.).
Sind die Aufwendungen für die Durchführung der 
Baumaßnahmen steuerrechtlich als nachträgliche 
Anschaffungskosten zu beurteilen (siehe oben II.), 
sind sie begünstigt, wenn sie auf Baumaßnahmen 
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2.3
Das Baudenkmal muss ferner im Rahmen einer steu-
erlichen Einkunftsart zu erfassen sein. Dafür muss 
eine sogenannte „Einkunftserzielungsabsicht“ 
vorliegen, d. h. die objektiv nachprüfbare Absicht, ei-
nen Überschuss der Einnahmen über die Ausgaben 
zu erzielen.

Liegt sie nicht vor, können die Aufwendungen nicht 
nach § 7i EStG erhöht abgeschrieben werden. In 
diesem Falle kann man jedoch prüfen, ob die Vor-
aussetzungen für den Abzug als Sonderausgaben 
vorliegen (vgl. Abschnitt A. VI.). Darüber hinaus gibt 
es besondere Regelungen bei zu eigenen Wohnzwe-
cken genutzten Baudenkmälern (vgl. Abschnitt A. V.).

2.4
Die erhöhten Absetzungen beginnen in dem Jahr, in 
dem die einheitliche, also zusammenhängende und 
in sich geschlossene Baumaßnahme fertig gestellt 
wird, wie beispielsweise eine Grundinstandsetzung.

2.5
Wurden für die Baumaßnahmen bereits Zuschüs-
se aus öffentlichen Kassen gewährt (zum Beispiel 
aus Wohnungsbaumitteln, Stadterneuerungsmitteln, 
Denkmalmitteln), so sind diese Zuschüsse dem Fi-
nanzamt im Rahmen der Steuererklärung mitzutei-
len, auch wenn sie nicht in der Bescheinigung der 
Denkmalbehörde angegeben sind. (Die Zuschüsse 
mindern die Bemessungsgrundlage für die erhöhten 
Absetzungen nach § 7i EStG).

2.6
Die erhöhten Absetzungen (nach § 7i EStG) können 
unbegrenzt hoch sein. Zudem können sie gleichzeitig 
für mehrere Gebäude in Anspruch genommen wer-
den (Ausnahme: Objektbeschränkung bei zu eige-
nen Wohnzwecken genutzten Baudenkmälern, vgl. 
Abschnitt A. V.).

2.7
Die Abschreibungsvergünstigung für Baudenkmäler 
ist unabhängig davon, ob das Baudenkmal zu einem 
Privat- oder einem Betriebsvermögen gehört. Eine 
Ausnahme gibt es für Land und Forstwirte, die ihren 
Gewinn nach Durchschnittssätzen ermitteln (§ 13 a 
EStG): Sie können die erhöhten Absetzungen nicht 
abziehen, wenn die Baudenkmäler zu ihrem Be-
triebsvermögen gehören.

2.8
Nach § 8 DSchG werden auch bauliche Anlagen in 
der engeren Umgebung eines Baudenkmals vom 
Denkmalschutz erfasst. Die Herstellungskosten an 
diesen baulichen Anlagen können jedoch nicht er-
höht abgeschrieben werden.

3. Denkmalrechtliche Voraussetzungen

3.1
Die erhöhten Absetzungen (nach § 7i EStG) können 
nur dann in Anspruch genommen werden, wenn eine 
Bescheinigung der zuständigen Denkmalbehörde 
vorliegt, in der die Denkmaleigenschaft des Gebäu-
des und die Höhe der begünstigten Aufwendungen 
von den Steuerpfl ichtigen gegenüber dem Finanzamt 
nachgewiesen werden. In Hamburg ist das Denkmal-
schutzamt für die Ausstellung dieser Bescheinigung 
zuständig. Die Finanzbehörde der Freien und Han-
sestadt Hamburg hat die Voraussetzungen hierfür im 
Einzelnen genannt, und zwar in den als Anlage 1 bei-
gefügten „Bescheinigungsrichtlinien zur Anwendung 
der § 7i, 10f, 11b EStG und 82 i EStDV in der jeweils 
geltenden Fassung“, sowie den als Anlage 2 abge-
druckten „Bescheinigungsrichtlinien in der geltenden 
Fassung, zur einheitlichen Anwendung des § 10g 
EStG zuzüglich der Ergänzungen der Kulturbehörde 
vom 13.01.2005“.

Im Einzelnen ist dazu auf Folgendes hinzuweisen:

3.2
Das betreffende Gebäude oder der Gebäudeteil muss 
ein geschütztes Baudenkmal sein. Der Schutz tritt 
kraft Gesetzes ein, wenn die Voraussetzungen des   
§ 4 DSchG gegeben sind.
Es ist dabei unerlässlich, dass die Denkmaleigen-
schaft bereits vor Beginn der Baumaßnahme be-
scheinigt worden ist, damit die Zielsetzungen des 
Hamburger Denkmalschutzgesetzes und der Steuer-
vergünstigung erfüllt sind. Nur so kann nämlich der 
Bauherr eine frühzeitige Beratung in Anspruch neh-
men und der Denkmalbehörde die Gelegenheit ge-
ben, das beabsichtigte Baugeschehen im Sinne des 
Denkmalschutzes abzustimmen und zu genehmigen.

Entfällt während des Begünstigungszeitraums die 
Denkmaleigenschaft, so hat das Denkmalschutzamt 
das zuständige Finanzamt hierüber zu unterrichten. 
Fällt die Eigenschaft als Baudenkmal innerhalb des 
zwölfjährigen Abschreibungszeitraums weg, entfällt 
die steuerliche Begünstigung ab dem Jahr, das dem 
Wegfall der Denkmaleigenschaft folgt.
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3.3
Die Bescheinigung kann nur erteilt werden, wenn 
die Baumaßnahmen in Abstimmung mit dem 
Denkmalschutzamt vorgenommen worden sind. 
Der Bauherr muss die Baumaßnahmen also unbe-
dingt vor ihrem Beginn im Einzelnen mit dem zu-
ständigen Denkmalpfl eger abstimmen. Im Rahmen 
der Abstimmung muss detailliert geklärt werden, 
welche Baumaßnahmen oder Gewerke für eine er-
höhte Abschreibung bescheinigt werden können. 
Das kann auch innerhalb des denkmalrechtlichen 
Erlaubnisverfahrens geschehen. Vom Bauherrn sind 
die Baumaßnahmen entsprechend der Abstimmung 
auszuführen, andernfalls ist eine Bescheinigung 
nicht möglich. Eine nachträgliche Abstimmung ist lei-
der nicht möglich, selbst wenn die Baumaßnahmen 
denkmalverträglich ausgeführt worden sind.

3.4
Die Aufwendungen müssen nach Art und Umfang 
dazu erforderlich sein, das Gebäude oder den 
Gebäudeteil als Baudenkmal zu erhalten oder 
sinnvoll zu nutzen. Ausgangspunkt und übergrei-
fender Gesichtspunkt ist es, das Gebäude als Bau-
denkmal zu erhalten. Diese denkmalpfl egerische 
Aufgabe liegt im öffentlichen Interesse und soll daher 
mit steuerlichen Anreizen gefördert werden.
Führen Baumaßnahmen hingegen zum Verlust der 
Denkmaleigenschaft oder entsprechen sie nicht der 
Eigenart des Baudenkmals und damit der Denkmal-
pfl ege, so können diese Baumaßnahmen nicht als 
„zur Erhaltung des Gebäudes als Baudenkmal erfor-
derlich” bescheinigt werden, weil sie der denkmal-
pfl egerischen Zielsetzung der Steuervergünstigung 
zuwiderlaufen.

Welche Aufwendungen nach diesen Kriterien be-
günstigt sind, kann regelmäßig nur im Einzelfall 
beurteilt werden. Grundlage hierfür sind die in der 
Anlage 1 abgedruckten Bescheinigungsrichtlinien in 
der jeweils geltenden Fassung.

3.4.1
Bauliche Maßnahmen zur Anpassung eines Bau-
denkmals an einen zeitgemäßen Nutzungsstan-
dard sind begünstigt. Dazu zählen beispielsweise 
die Aufwendungen für eine zeitgemäße Haustechnik, 
die Heizungsanlage, die Toilette, das Badezimmer 
usw., nicht jedoch Aufwendungen für Einbaumöbel, 
Beleuchtungskörper oder Einrichtungsgegenstände.

3.4.2
„Zur sinnvollen Nutzung erforderlich“ sind auch 
Aufwendungen, die dazu dienen, eine unter denk-
malpfl egerischen Gesichtspunkten angemessene 
wirtschaftliche Nutzung des Baudenkmals zu ermög-
lichen, nicht jedoch Aufwendungen, die dazu dienen, 
die wirtschaftliche Nutzung des Baudenkmals zu op-
timieren.

Hierzu zwei Beispiele:

• Ein dem Denkmalschutz unterliegendes Drei-
familienhaus ist ohne Umgestaltung nutzbar, 
trägt sich aber bei dieser Nutzung wirtschaft-
lich nicht. Davon ist auszugehen, wenn bei-
spielsweise die Voraussetzungen für den Erlass 
der Grundsteuer nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 GrStG 
vorliegen (vgl. Abschnitt F.). In diesem Fall sind 
die Aufwendungen bescheinigungsfähig, die 
erforderlich sind, um das Gebäude so umzuge-
stalten, dass es wirtschaftlich nutzbar ist (vor-
ausgesetzt natürlich, dass die Umgestaltung aus 
denkmalschutzrechtlicher Sicht vertretbar ist). 

• Ein dem Denkmalschutz unterliegendes Dreifa-
milienhaus ist unter wirtschaftlichen Gesichts-
punkten ohne Umgestaltung nutzbar. Eine 
Umgestaltung in sechs Wohnungen ist aus 
denkmalpfl egerischer Sicht zwar angemessen, 
in diesem Fall sind die Aufwendungen zu dieser 
Umgestaltung des Gebäudes jedoch nicht zur 
sinnvollen Nutzung erforderlich (im Sinne der §§ 
7i, 10f, 11b EStG). 

Aufwendungen, die ausschließlich auf Wirtschaftlich-
keitsüberlegungen des Eigentümers beruhen, kön-
nen nicht in die Bescheinigung aufgenommen wer-
den. Hierzu gehört beispielsweise in der Regel der 
Ausbau des Dachgeschosses zusätzlich zur vorhan-
denen Nutzung.

3.4.3
In manchen Fällen stehen nur Teile eines Gebäudes 
unter Denkmalschutz, die selbstständig nicht nut-
zungsfähig sind (zum Beispiel Fassade, Dachreiter). 
Aufwendungen, die nicht unmittelbar diese Gebäu-
deteile betreffen, können selbst unter dem Gesichts-
punkt der sinnvollen Nutzung nicht in die Bescheini-
gung einbezogen werden.

3.4.4
Nur tatsächlich angefallene Aufwendungen sind 
bescheinigungsfähig. Dazu gehört also nicht der 
Wertansatz für die eigene Arbeitsleistung der Denk-
maleigentümer bzw. für unentgeltlich Beschäftigte, 
weil ersparte Kosten steuerrechtlich nicht berück-
sichtigt werden können. Ebenfalls nicht bescheini-
gungsfähig ist selbstverständlich der Wertverlust 
durch Entfernen von Altbausubstanz. Nicht entschei-
dend ist, ob die Aufwendungen nach DIN-Normen zu 
den Baukosten gehören. Skonti, anteilige Beiträge 
zur Bauwesenversicherung oder sonstige Abzüge 
mindern die zu berücksichtigenden Kosten.

3.4.5
Aufwendungen für die sinnvolle Umnutzung ei-
nes Denkmals sind in der Regel bescheinigungs-
fähig, wenn die historische Substanz und die denk-
malbegründenden Eigenschaften erhalten werden, 
die Aufwendungen für die Umnutzung erforderlich 
sind und die Umnutzung unter denkmalpfl egerischen 
Gesichtspunkten angemessen ist. Typische Beispie-
le hierfür wären ehemalige Fabrikgebäude, oder 
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landwirtschaftliche Bauten, die ihre ursprüngliche 
Funktion verloren haben.
Dabei müssen jedoch folgende Kriterien erfüllt sein: 
• die Denkmaleigenschaft darf nicht wesentlich 

berührt werden
• die Umnutzungsplanung muss im Detail denk-

malfachlich abgestimmt werden
• die vorhandene statische Konstruktion muss er-

halten bleiben (zum Beispiel das tragende Mau-
erwerk, die Ständer und die Balkenlagen); 

• die nutzungsbedingten Einbauten müssen so 
ausgeführt werden, dass eine spätere Rückfüh-
rung auf den originalen Zustand möglich ist (in 
der Regel liegt dies nicht vor, zum Beispiel beim 
Ersatz einer Holzdecke durch eine Betondecke, 
die beim Einbau und beim Entfernen erhebliche 
Eingriffe in die Denkmalsubstanz erfordert und 
auch eine Änderung der Statik bewirkt, wenn der 
Ersatz nicht aus statischen oder Brandschutz-
gründen erforderlich ist); 

• die nutzungsbedingten Eingriffe in das Baudenk-
mal (wie zum Beispiel zusätzliche Fenster und 
Türöffnungen) müssen unter Ausnutzung von 
baurechtlichen Abweichungen auf das unbedingt 
notwendige Maß beschränkt werden; 

• die neue Nutzung muss sinnvoll sein, d. h. die 
Ausnutzung des Baukörpers, der Räume und 
Flächen haben sich der Denkmaleigenschaft des 
Gebäudes unterzuordnen. 

3.4.6
Welche Aufwendungen nach diesen Kriterien be-
günstigt sind, kann immer nur im Einzelfall beurteilt 
werden. Das Merkmal „erforderlich” legt jedoch 
einen strengen Maßstab an die Aufwendungen: 
Es reicht nicht aus, dass die Aufwendungen aus 
denkmalpfl egerischer Sicht „angemessen” oder 
„vertretbar” sind. Eine Erforderlichkeit liegt beispiels-
weise noch nicht vor, wenn die denkmalrechtliche 
Erlaubnis erteilt werden musste, weil den baulichen 
Maßnahmen Gründe des Denkmalschutzes nicht 
entgegenstehen (§ 9 Abs. 2 DSchG).
Die Erforderlichkeit der Baumaßnahme muss sich 
aus dem Zustand des Baudenkmals vor Beginn der 
Baumaßnahme und dem denkmalpfl egerisch sinn-
voll erstrebenswerten Zustand ergeben. Luxusauf-
wendungen sind danach in keinem Fall begünstigt.
Regelmäßig begünstigt sind aber Aufwendungen für 
Baumaßnahmen, die dazu dienen, die Baudenkmä-
ler an zeitgemäße Wohnverhältnisse anzupassen 
(zum Beispiel durch den Einbau von isolierverglas-
ten Fenstern, modernen sanitären Anlagen, einer 
Heizungsanlage etc.).
Als Indiz für die Erforderlichkeit können ferner auch 
die Forderungen des Bauordnungsrechts herange-
zogen werden.

3.5
In die Bescheinigung ist auch aufzunehmen, ob 
und gegebenenfalls in welcher Höhe von öffent-
lichen Stellen Zuschüsse für die Baumaßnahmen 

bewilligt worden sind. Werden nach Ausstellen der 
Bescheinigung noch Zuschüsse bewilligt, so wird die 
Bescheinigung entsprechend nachträglich berichtigt.

IV. Sonderbehandlung von Erhaltungsaufwand

Kosten für die Erhaltung des Gebäudes (so genann-
ter Erhaltungsaufwand, vgl. Abschnitt A. II.) können 
normalerweise nur im Jahr der tatsächlichen Zahlung 
steuerlich geltend gemacht werden. Bei Baudenk-
mälern hingegen kann (aufgrund der Regelung in § 
11b EStG) der Erhaltungsaufwand auf zwei bis fünf 
Jahre verteilt werden. Die jährlichen Anteile müssen 
gleich hoch sein, und der auf ein Jahr entfallende 
Anteil kann nicht nachträglich in einem anderen Jahr 
geltend gemacht werden. Unter Umständen kann da-
durch ein höherer Steuervorteil als beim sofortigen 
Abzug erzielt werden.

Die Verteilung von Erhaltungsaufwand bei Baudenk-
mälern ist im Übrigen nur unter denselben steuer-
rechtlichen und denkmalrechtlichen Voraussetzun-
gen zulässig wie die erhöhten Absetzungen (vgl. 
Abschnitt A. III.). Wenn man zu den Erhaltungsmaß-
nahmen bereits Zuschüsse aus öffentlichen Kassen 
bezogen hat, vermindern sich die zu verteilenden 
Aufwendungen.
Die Möglichkeit der Verteilung der Erhaltungsauf-
wendungen besteht auch dann, wenn das Baudenk-
mal zu einem Betriebsvermögen gehört (§ 4 Abs. 8 
EStG). Wegen des Abzugs von Erhaltungsaufwen-
dungen bei zu eigenen Wohnzwecken genutzten 
Baudenkmälern vgl. Abschnitt A. V.
Bei zu Wohnzwecken vermieteten Gebäuden ist 
eine Verteilung von größeren Erhaltungsaufwendun-
gen auf zwei bis fünf Jahre auch ohne Vorliegen der 
denkmalrechtlichen Voraussetzungen möglich (§ 82 
b EStDV).

V. Besonderheiten bei einem zu eigenen Wohn-
zwecken genutzten Baudenkmal

Der Nutzungswert der eigengenutzten Wohnung im 
Rahmen der Einkunftsermittlung kann nur noch steu-
erlich erfasst werden, wenn sich die Wohnung in ei-
nem Baudenkmal befi ndet, das zu einem land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen gehört. In 
diesem Fall können die Aufwendungen, die auf diese 
Wohnung entfallen, als Betriebsausgaben abgezo-
gen werden. Dazu zählen bei Baudenkmälern auch 
die erhöhten Absetzungen für begünstigte (denkmal-
pfl egerisch notwendige) Herstellungskosten (nach § 
7i EStG) sowie bestimmte Erhaltungsaufwendungen, 
die (nach § 11b EStG) auf zwei bis fünf Jahre gleich-
mäßig verteilt abgezogen werden können.
Ist ein Nutzungswert für die eigengenutzte Woh-
nung in einem Baudenkmal nicht anzusetzen, ist 
eine steuermindernde Berücksichtigung der auf die 
Wohnung entfallenden Aufwendungen gleichwohl 
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nicht ausgeschlossen, sondern für bestimmte Auf-
wendungen weiterhin möglich, und zwar in Form des 
Sonderausgabenabzugs. Danach können Aufwen-
dungen, die zu Herstellungskosten führen, im Jahr 
des Abschlusses der Baumaßnahme und in den 
neun folgenden Jahren jeweils bis zu 9% wie Son-
derausgaben abgezogen werden (nach § 10f Abs. 1 
EStG unter den näheren steuerrechtlichen und denk-
malfachlichen Voraussetzungen des § 7i EStG, vgl. 
Abschnitt A. III.).

Die Vorschrift des § 10f EStG enthält eine so genann-
te Objektbeschränkung. Das bedeutet, dass Steu-
erpfl ichtige die wie Sonderausgaben abziehbaren 
Beträge (nach § 10f Abs. 1 und 2 EStG) grundsätzlich 
nur bei einem einzigen eigengenutzten Baudenkmal 
in Anspruch nehmen können. Dabei können jedoch 
unbegrenzt viele Maßnahmen an diesem Baudenk-
mal vorgenommen werden.
Ehegatten, die die Voraussetzungen für die Ehegat-
tenbesteuerung erfüllen, können bei insgesamt zwei 
eigengenutzten Baudenkmälern die Abzugsbeträge 
(nach § 10f Abs. 1 und 2 EStG) abziehen. Gleiches 
gilt für eingetragene Lebenspartnerschaften. 
Als Objekt gilt in diesem Zusammenhang auch ein 
eigengenutztes Baudenkmal, bei dem der Steuer-
pfl ichtige für in der Zeit vom 1. Januar 1987 bis zum 
31. Dezember 1990 fertiggestellte Baumaßnahmen 
die Abzugsbeträge (nach § 82i EStDV) wie Sonder-
ausgaben in Anspruch genommen hat.

Sind mehrere Steuerpfl ichtige (außer Ehegatten 
und eingetragene Lebenspartnerschaften) Eigentü-
mer eines eigengenutzten Baudenkmals, so gilt für 
jeden von ihnen als das Objekt der Miteigentumsan-
teil, bei dem er Abzugsbeträge (nach § 10f Abs. 1 
und 2 EStG) in Anspruch nehmen kann.

Erwirbt ein Miteigentümer einen weiteren Anteil an 
demselben Gebäude hinzu, so kann er auch für spä-
ter durchgeführte Baumaßnahmen die Abzugsbeträ-
ge für diesen Anteil in Anspruch nehmen.

VI. Abzug von Aufwendungen an Kulturgütern, 
die nicht der Einkunftserzielung und nicht eige-
nen Wohnzwecken dienen

Den Abzug von Aufwendungen bei Kulturgütern, die 
weder zur Einkunftserzielung noch zu eigenen Wohn-
zwecken genutzt werden, regelt § 10g EStG. Nach 
dieser Vorschrift können erforderliche Aufwendun-
gen für Herstellungs- und Erhaltungsmaßnahmen 
an Kulturgütern im Jahr des Abschlusses der Maß-
nahme und in den neun folgenden Jahren jeweils bis 
zu 9% wie Sonderausgaben abgezogen werden. Der 
Abzug nach § 10g EStG ist im Wesentlichen der Re-
gelung für eigengenutzte Baudenkmäler nachgebil-
det (vgl. Abschnitt A. V.). Eine Objektbeschränkung 
besteht jedoch nicht. 
Die zu verteilenden Aufwendungen sind um öffentli-

che und private Zuschüsse sowie um die Einnahmen 
zu kürzen, die aus dem Kulturgut erzielt werden.
Zu den begünstigten Kulturgütern gehören nicht nur 
Gebäude oder Gebäudeteile, sondern unter ande-
rem auch gärtnerische, bauliche und sonstige Anla-
gen, die unter Denkmalschutz stehen (zum Beispiel 
Bodendenkmäler, Grabanlagen, Stadtmauern, Gar-
ten und Parkanlagen etc.).

Ferner sind begünstigt:
Mobiliar, Kunstgegenstände, Kunstsammlungen, 
wissenschaftliche Sammlungen, Bibliotheken oder 
Archive, die sich seit mindestens 20 Jahren im Be-
sitz der Familie des Steuerpfl ichtigen befi nden oder 
in das Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes 
oder in das Verzeichnis national wertvoller Archive 
eingetragen sind und deren Erhaltung wegen ihrer 
Bedeutung für Kunst, Geschichte und Wissenschaft 
im öffentlichen Interesse liegt.

Für den Abzug nach § 10g EStG sind folgende Vor-
aussetzungen zu beachten:
• Die Kulturgüter müssen in einem den Verhältnis-

sen entsprechenden Umfang der wissenschaftli-
chen Forschung oder der Öffentlichkeit zugäng-
lich gemacht werden, es sei denn, dem Zugang 
stehen zwingende Gründe des Denkmalschut-
zes entgegen. 

• Die Maßnahmen müssen nach Maßgabe der 
geltenden Bestimmungen der Denkmal- und Ar-
chivpfl ege erforderlich sein. 

• Die Maßnahmen müssen in Abstimmung mit der 
zuständigen Behörde erfolgen (bei Denkmälern 
also mit dem Denkmalschutzamt). 

• Eine Bescheinigung der zuständigen Behörde 
muss nachweisen, dass es sich um ein begüns-
tigtes Kulturgut handelt und die Aufwendungen 
erforderlich sind. 

Für das Bescheinigungsverfahren, die Bescheini-
gungsvoraussetzungen und die Bescheinigung sind 
die als Anlage 2 beigefügten Bescheinigungsrichtli-
nien in der jeweils geltenden Fassung zu beachten.

VII. Zuwendungen nach § 10b EStG (Spenden 
und Mitgliedsbeiträge)

Die Förderung der Denkmalpfl ege zählt zu den als 
besonders förderungswürdig anerkannten gemein-
nützigen Zwecken, soweit es sich nach dem Urteil 
des Denkmalschutzamtes um die Erhaltung und Wie-
derherstellung historisch und kulturell wichtiger Bau-
denkmäler handelt. Damit besteht die Möglichkeit, 
Zuwendungen für die Erhaltung von Denkmälern in 
der Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteu-
ererklärung und – für Arbeitnehmer – auch schon 
im LohnsteuerErmäßigungsVerfahren steuermin-
dernd geltend zu machen.
Dem Zuwendenden stehen für die Leistung einer 
Spende zwei Wege offen. Der einfachste Weg ist, sie 
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unmittelbar einer gemeinnützigen Körperschaft, 
zum Beispiel einem Verein, zuzuwenden, zu des-
sen satzungsmäßigen Aufgaben die Förderung der 
Denkmalpfl ege gehört. Der Spender erhält dann di-
rekt vom Verein eine Zuwendungsbestätigung nach 
amtlich vorgeschriebenem Muster.

Die Spende kann aber auch an eine inländische 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder 
inländische öffentliche Dienststelle (zum Beispiel 
an das Denkmalschutzamt) geleistet werden und von 
dieser entweder unmittelbar selbst für die Denkmal-
pfl ege eingesetzt oder auf Wunsch des Spenders 
auch an einen bestimmten Denkmalpfl ege betrei-
benden Verein weitergeleitet werden. Die Zuwen-
dungsbestätigung, die für die Inanspruchnahme des 
Spendenabzugs dem Finanzamt vorzulegen ist, wird 
in diesem Fall vom Denkmalschutzamt ausgestellt.
Der Abzug von Zuwendungen ist (ab 2007) auf 20 
Prozent des Gesamtbetrags der Einkünfte oder auf 4 
Promille der Umsätze und der im Kalenderjahr aufge-
wendeten Löhne und Gehälter begrenzt. Abziehbare 
Zuwendungen, die diese Höchstbeträge überstei-
gen, sind grundsätzlich im Rahmen der genannten 
Höchstbeträge in den folgenden Veranlagungszeit-
räumen abziehbar.

Besondere Vergünstigungen gelten für Stiftungen, 
also auch für Denkmalstiftungen. Hier kann über die 
o. g. Höchstbeträge hinaus im Zeitraum der Zuwen-
dung und in den folgenden neun Veranlagungszeit-
räumen ein Betrag von bis zu 1 Million Euro zusätz-
lich abgezogen werden.

Bei Zuwendungen bis zur Höhe von 200 Euro ist eine 
förmliche Zuwendungsbestätigung nicht erforderlich. 
Hier genügt als Nachweis für die Zahlung unter be-
stimmten Voraussetzungen bereits der Bareinzah-
lungsbeleg oder die Buchungsbestätigung (zum Bei-
spiel Kontoauszug oder Lastschrifteneinzugsbeleg) 
einer Bank oder Sparkasse.

Im Rahmen des so genannten Kultursponsorings 
können Zuwendungen von Unternehmen zur För-
derung der Denkmalpfl ege bei entsprechender Ge-
staltung auch abziehbare Betriebsausgaben sein. 
(Näheres dazu enthält der Sponsoringerlass des 
Bundesministeriums der Finanzen vom 18.02.1998, 
der im Bundessteuerblatt 1998, Teil I, Seite 212 ab-
gedruckt ist.)
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B. Einheitsbewertung

Eine Ermäßigung bei der Einheitsbewertung wirkt 
sich bei der Grundsteuer aus. Die besonderen wert-
mindernden Auswirkungen des Denkmalschutzes 
(infolge der Erhaltungspfl icht und des Veränderungs-
verbots hinsichtlich der bestehenden Bausubstanz) 
werden pauschal durch einen Abschlag vom Grund-
stückswert berücksichtigt.

Steht das gesamte Gebäude unter Denkmalschutz, 
so wird ohne weiteren Nachweis der Grundstücks-
wert in der Regel um 5% ermäßigt. Wird nachge-
wiesen oder zumindest glaubhaft gemacht, dass die 
denkmalrechtlichen Beschränkungen im Falle einer 
Veräußerung den Verkaufspreis in ungewöhnlichem 
Maße mindern, so kann der Grundstückswert um bis 
zu 10% ermäßigt werden. Stehen auf einem Grund-
stück nur ein Teil der vorhandenen Gebäude oder 
nur Gebäudeteile (zum Beispiel ein Anbau), oder nur 
Bauteile (zum Beispiel die Fassade) unter Denkmal-
schutz, so ermäßigt sich der Abschlag.
Als Nachweis beim Feststellungsverfahren, dass das

C. Erbschaftsteuer/Schenkungsteuer

Grundbesitz oder Teile von Grundbesitz, Kunstge-
genstände, Kunstsammlungen, wissenschaftliche 
Sammlungen, Bibliotheken und Archive können un-
ter gewissen Voraussetzungen ganz oder teilweise 
steuerfrei übertragen werden (§ 13 ErbStG).

Die Teilbefreiung beträgt für Kunstgegenstände, 
Kunstsammlungen, wissenschaftliche Sammlun-
gen, Bibliotheken und Archive 60% ihres Wertes, 
für Grundbesitz und Teile von Grundbesitz dagegen 
85% ihres Werts, wenn die Erhaltung dieser Gegen-
stände wegen ihrer Bedeutung für Kunst, Geschichte 
oder Wissenschaft im öffentlichen Interesse liegt, die 
jährlichen Kosten in der Regel die erzielten Einnah-
men übersteigen und die Gegenstände in einem den 
Verhältnissen entsprechenden Umfang den Zwe-
cken der Forschung oder der Volksbildung nutzbar 
gemacht sind oder werden.

Eine vollständige Befreiung des Erwerbs von Ge-
genständen, deren Erhaltung im öffentlichen Inter-
esse liegt, erfordert, dass die Voraussetzungen für 
eine teilweise Steuerbefreiung vorliegen und darüber 
hinaus der Erwerber (z. B. Erbe oder Beschenkter) 
bereit ist, die Gegenstände den geltenden Bedingun-
gen der Denkmalpfl ege zu unterstellen und die Ge-
genstände sich seit mindestens 20 Jahren im Besitz 
der Familie befi nden oder in dem Verzeichnis nati-
onal wertvollen Kulturgutes oder national wertvoller 
Archive eingetragen sind.

Grundstück oder Teile des Grundstücks unter Denk-
malschutz stehen, dient der Bescheid über die Ein-
tragung in die Denkmalliste, wenn die Eintragung vor 
dem 1. Mai 2013 rechtskräftig erfolgte, ansonsten die 
Bescheinigung der zuständigen Stelle über die Denk-
maleigenschaft.

Schulden, die im Zusammenhang mit den steuerbe-
freiten Gegenständen stehen, sind nicht abzugsfä-
hig. Das gilt bei einer Teilbefreiung für die anteiligen 
Schulden. Auf die Steuerbefreiung kann aber verzich-
tet und so ein Schuldenabzug ermöglicht werden.

Die Steuerbefreiungen entfallen für die Vergangen-
heit, wenn die Gegenstände innerhalb von zehn 
Jahren nach der Schenkung oder nach dem Erbfall 
veräußert werden oder die Voraussetzungen für die 
Steuerbefreiung innerhalb dieses Zeitraumes entfal-
len.
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D. Grunderwerbsteuer

Das Grunderwerbsteuerrecht sieht keine speziellen 
Ausnahmen von der Besteuerung für den Erwerb 
von Grundstücken mit Bau- und Bodendenkmälern 
vor. Diese Erwerbsvorgänge sind daher in der Re-
gel steuerpfl ichtig und unterliegen seit dem 1. Januar 
2009 in Hamburg dem Steuersatz von 4,5%.

E. Grundsteuer

Für Grundbesitz oder Teile von Grundbesitz, dessen 
Erhaltung wegen seiner Bedeutung für Kunst, Ge-
schichte, Wissenschaft oder Naturschutz im öffent-
lichen Interesse liegt, ist nach § 32 Abs. 1 Grund-
steuergesetz die Grundsteuer zu erlassen, wenn die 
erzielten Einnahmen und Vorteile (Rohertrag) in der 
Regel unter den jährlichen Kosten liegen.

Zum Rohertrag gehören sämtliche Einnahmen und 
Vorteile. Hierzu rechnen zum Beispiel die Miet- und 
Pachteinnahmen oder der Nutzungswert, den die Be-
nutzung für den Eigentümer hat.

Auf der Kostenseite sind alle Ausgaben zu berück-
sichtigen, die mit dem Grundbesitz in wirtschaftli-
chem Zusammenhang stehen sowie beispielsweise 
Instandhaltungs- und Verwaltungskosten, Aufwen-
dungen für Reparaturen und Erhaltungsmaßnah-
men, ggf. die normalen Absetzungen für Abnutzun-
gen, nicht dagegen Sonderabschreibungen und 
auch weder Schuld- noch Eigenkapitalzinsen. Aller-
dings hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil 
vom 08.07.1998 entschieden, dass der Anspruch auf 
Erlass der Grundsteuer wegen Unrentabilität eines 
unter Denkmalschutz stehenden Grundbesitzes vo-
raussetzt, dass die Unrentabilität kausal auf der Kul-
tureigenschaft beruht (BVerwG, 08.07.1998, Az 8 C 
23/97). Dies bedeutet, dass nicht jede grundstücks-
bezogene Ausgabe in die Kostenrechnung einzustel-
len ist, sondern nur diejenigen, die speziell durch den 
Denkmalschutz bedingt sind.
Bei denkmalgeschützten Park- und Gartenanlagen 
ist der Erlass der Grundsteuer darüber hinaus da-
von abhängig, ob sie grundsätzlich der Öffentlichkeit 
zugänglich sind. (Weiter Hinweise gibt Abschnitt 35 
GrStR). Auch für Gebäude, in denen Gegenstände von 

wissenschaftlicher, künstlerischer oder geschichtli-
cher Bedeutung, insbesondere Sammlungen oder 
Bibliotheken, der Forschung oder Bildung nutzbar 
gemacht werden, kann unter Umständen die Grund-
steuer anteilmäßig erlassen werden.

Die Grundsteuer wird nur auf Antrag erlassen. Er 
ist spätestens bis zum 31. März des folgenden Jah-
res formlos beim Finanzamt für Verkehrsteuern und 
Grundbesitz in Hamburg einzureichen.
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F. Umsatzsteuer

Die Umsätze des Bundes, der Länder, der Gemein-
den oder der Gemeindeverbände sind hinsichtlich 
der Einrichtungen „Denkmäler der Bau- und Gar-
tenbaukunst“ steuerfrei (nach § 4 Nr. 20 Buchst. a 
UStG). Zu diesen Umsätzen zählen z. B. der Eintritt 
und die Erlöse aus den Führungen. Zu weiteren Er-
läuterungen zu den umsatzsteuerfreien Umsätzen 
vergleiche Abschnitt 4.20.3 Abs. 3 des Umsatzsteu-
er-Anwendungserlasses.

Denkmäler der Baukunst sind Bauwerke, die nach 
denkmalpfl egerischen Gesichtspunkten als schüt-
zenswerte Zeugnisse der Architektur anzusehen 
sind. Hierzu gehören zum Beispiel Kirchen, Schlös-
ser, Burgen und Burgruinen. Auf eine künstlerische 
Ausgestaltung kommt es nicht an.
Zu den Denkmälern der Gartenbaukunst gehören 
zum Beispiel Parkanlagen mit künstlerischer Ausge-
staltung.
Entsprechende Umsätze anderer Unternehmer sind 
(nach § 4 Nr. 20 Buchst. a UStG) von der Umsatz-
steuer befreit, wenn die zuständige Bezirksregierung 
bescheinigt, dass die Denkmäler der Bau- und Gar-
tenbaukunst dieser Unternehmen die gleichen kultu-
rellen Aufgaben erfüllen wie die der vorbezeichneten

G. Aufbewahrung von Rechnungen bei 
grundstücksbezogenen Leistungen

Seit dem 1. August 2004 sind im Umsatzsteuerge-
setz nicht nur die Vorschriften zur Rechnungsertei-
lung für den leistenden Unternehmer, sondern auch 
zur Aufbewahrung von Rechnungen für den nichtun-
ternehmerischen Rechnungsempfänger als eine Ge-
samtmaßnahme erweitert worden.

Diese Regelungen gelten für Werklieferungen oder 
sonstige Leistungen im Zusammenhang mit einem 
Grundstück (§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UStG, § 14 Abs. 
4 Satz 1 Nr. 9 UStG und § 14 b Abs. 1 Satz 5 UStG).

Werklieferungen oder sonstige Leistungen im Zu-
sammenhang mit einem Grundstück sind Leistungen, 
die sich nach den tatsächlichen Umständen über-
wiegend auf die Bebauung, Verwertung, Nutzung 
oder Unterhaltung, aber auch Veräußerung oder 
den Erwerb des Grundstücks selbst beziehen. Dazu 
gehören auch Arbeiten, die dem Denkmalschutz an 
Grundstücken dienen.

Seit dem 1. August 2004 ist jeder Unternehmer ver-
pfl ichtet, innerhalb von sechs Monaten nach Aus-
führung der Leistung eine Rechnung auszustellen, 
soweit er eine steuerpfl ichtige Werklieferung oder 

Gebietskörperschaften. Sofern Denkmäler der Bau- 
und Gartenbaukunst als Museen angesehen werden 
können, ist (nach § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchst. a UStG) 
auf die Eintrittsberechtigungen solcher Unterneh-
men, die die Voraussetzungen für die Steuerbefrei-
ung (nach § 4 Nr. 20 Buchst. a UStG) nicht erfüllen, 
der ermäßigte Steuersatz anzuwenden.
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sonstige Leistung im Zusammenhang mit einem 
Grundstück ausführt. Diese Verpfl ichtung zur Ertei-
lung einer Rechnung besteht auch dann, wenn es 
sich beim Leistungsempfänger nicht um einen Unter-
nehmer handelt, der die Leistung für sein Unterneh-
men bezieht. Es kommt auch nicht darauf an, ob der 
Empfänger der steuerpfl ichtigen Werklieferung oder 
sonstigen Leistung der Eigentümer des Grundstücks 
oder der Mieter einer Mietwohnung ist. In der Rech-
nung über die o.a. Leistungen im Zusammenhang mit 
einem Grundstück muss der leistende Unternehmer 
auf die einem nichtunternehmerischen Leistungs-
empfänger obliegenden Aufbewahrungspfl ichten 
hinweisen. Hierbei genügt ein allgemeiner Hinweis, 
dass ein nichtunternehmerischer Leistungsempfän-
ger diese Rechnung zwei Jahre aufzubewahren hat. 
Bei einer sogenannten Kleinbetragsrechnung (Brut-
tobetrag bis 150 Euro) wird regelmäßig auf diesen 
Hinweis verzichtet. 

Seit dem 1. August 2004 ist der Empfänger einer 
steuerpfl ichtigen Werklieferung oder sonstigen Leis-
tung im Zusammenhang mit einem Grundstück ver-
pfl ichtet, die Rechnung, einen Zahlungsbeleg oder 
eine andere beweiskräftige Unterlage zwei Jahre 
aufzubewahren, soweit er nicht Unternehmer oder 
ein Unternehmer ist, der die Leistung für seinen 
nichtunternehmerischen Bereich verwendet. Dabei 
müssen die Belege für den gesamten Aufbewah-
rungszeitraum lesbar sein. Der Aufbewahrungszeit-
raum beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, 
in dem die Rechnung ausgestellt wurde. Die Ver-
pfl ichtung zur Aufbewahrung durch den nichtunter-
nehmerischen Leistungsempfänger gilt auch dann, 
wenn der leistende Unternehmer in der Rechnung 
zu Recht nicht auf die Aufbewahrungsverpfl ichtung 
hingewiesen hat, weil es sich um eine sogenannte 
Kleinbetragsrechnung handelt.
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ZUR ZEIT IN DER ÜBERARBEITUNG!
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3. Checkliste für die Beantragung einer Steuerbescheinigung

Voraussetzungen
Grundsätzlich können die steuerlichen Vergünstigungen nur für geschützte Denkmäler geltend gemacht wer-
den.

Die Vergünstigungen gemäß §§ 7i, 10f und 11b bzw. 10g EStG können nur in Anspruch genommen werden, 
wenn u. a. die Baumaßnahmen rechtzeitig vor ihrem Beginn mit dem Denkmalschutzamt bis in die Einzelhei-
ten abgestimmt und dann entsprechend dieser Abstimmung und der baurechtlichen (gemäß §62 HBauO) oder 
denkmalschutzrechtlichen Genehmigung durchgeführt wurde.

Liegt eine Steuerbescheinigung noch nicht vor, können die bescheinigenden Besteuerungsgrundlagen auch 
nicht nach § 162 Abs.5 Abgabenordnung (AO) geschätzt werden.

Bei neu auftretenden Fragestellungen während der Ausführung, die ein Abweichen von dem abgestimmten 
Projekt erfordern, ist in jedem Fall eine erneute Abstimmung mit dem Denkmalschutzamt erforderlich. Diese 
wird aktenkundig gemacht, ggf. kann eine Änderung der denkmalrechtlichen Genehmigung erforderlich wer-
den.

Nach Abschluss der Baumaßnahmen wird das Denkmalschutzamt prüfen, ob die Arbeiten entsprechend der 
Abstimmung ausgeführt wurden. Bei erheblichen Abweichungen der durchgeführten Baumaßnahmen von der 
Abstimmung wird keine Bescheinigung erteilt.

Dieses Abstimmungsverfahren, das denkmalschutzrechtliche Genehmigungsverfahren und das Baugenehmi-
gungsverfahren haben unterschiedliche Prüfungsinhalte und können sich nicht gegenseitig ersetzen.

Antragsstellung
Die Ausstellung einer (vorläufi gen) Steuerbescheinigung erfolgt auf Antrag. Das entsprechende Antragsformu-
lar ist beim Denkmalschutzamt erhältlich oder steht zum Download unter:
http://www.hamburg. de/644092/formulare-richtlinien-start.html zur Verfügung.

Vollmachten
Werden Denkmaleigentümer durch Architekten, Bauträger, Projektentwickler u. dergl. vertreten, sind entspre-
chende Vollmachten für:
 a. alle Eigentümer, die eine Bescheinigung begehren 
 b. die vertretungsweise Antragstellung 
 c. die vertretungsweise Entgegennahme der Bescheinigung 
 d. die vertretungsweise Wahrnehmung von Rechtsmitteln 

gemeinsam mit dem Antrag auf Ausstellung einer Steuerbescheinigung beim Denkmalschutzamt einzurei-
chen. Dies gilt insbesondere bei Wohnungseigentümergemeinschaften, die alle Vollmachten (a-d) einreichen 
müssen.

Vorläufi ge Bescheinigung
Die vorläufi ge Steuerbescheinigung ist nur verbindlich hinsichtlich der in ihr bzw. in der Anlage aufgeführten 
Maßnahmen, nicht jedoch hinsichtlich der Höhe der begünstigten Beträge. Die Höhe der begünstigten Auf-
wendungen ist erst durch die Vorlage der Originalrechnungen bei der endgültigen Steuerbescheinigung zu 
ermitteln. Es können nur tatsächlich entstandene Kosten berücksichtigt werden.

Gemeinsam mit dem ausgefüllten Antragsformular müssen eine ausführliche Baubeschreibung (je nach Um-
fang des Bauvorhabens inkl. Planunterlagen) und ein Verzeichnis der Maßnahmen (gewerkemäßige Aufstel-
lung der Angebote oder Leistungsverzeichnis) in digitaler und gedruckter Form eingereicht werden. Das Ver-
zeichnis ist später Bestandteil der Bescheinigung.

Es ist empfehlenswert, sich über den Umfang der bescheinigungsfähigen Maßnahmen vor Abgabe des Antra-
ges mit dem zuständigen Referenten abzustimmen.

Die Bescheinigung ist gebührenpfl ichtig (siehe unter: Gebühren).
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Endgültige Bescheinigung
Es sind folgende Unterlagen einzureichen:
 a. Antragsformular lt. Richtlinie – aus dem Internet:
  http://www.hamburg.de/644092/formulare-richtlinien-start.html 
 b. Originalrechnungen mit eindeutiger Zuordnung zu Objekt, Maßnahme und 
  Rechnungsüber sicht 
 c. Rechnungsübersicht (als Excel-Tabelle gemäß der Vorlage des Denkmalschutzamtes),
  digital und in ausgedruckter Form 
 d. fachgerechte Dokumentation (Nachweis der durchgeführten Maßnahme, inkl. Fotos vom 
  Vor- und Herstellungszustand) 
 e. ggf. Vollmacht 

Zu c. Rechnungsübersicht

Die Rechnungsübersicht ist gemäß der Vorlage des Denkmalschutzamtes als Excel-Tabelle sowohl in digita-
ler als auch in gedruckter Form einzureichen. Die Vorlage ist beim Denkmalschutzamt oder unter http://www.
hamburg.de/644092/formulare-richtlinien-start.html erhältlich.
Vor Einreichung des Bescheinigungsantrages ist eine Abstimmung über die anzuerkennenden Beträge mit 
dem zuständigen Referenten des Denkmalschutzamtes sinnvoll, um Unklarheiten und mögliche Minderungen 
von Beträgen zu klären.
Die Bescheinigung ist gebührenpfl ichtig (siehe unter: Gebühren).

Abzüge / Skonti / Mehrwertsteuer / Zuwendungen
Gewährte Abzüge (Skonti) sind auf den Rechnungen zu vermerken, sie sind nicht bescheinigungsfähig. Si-
cherheitseinbehalte sind nicht als Abzüge zu verstehen, da die Aufwendungen ihrem Wert nach in jedem Fall 
entstanden sind (entweder gleich tatsächlich oder durch Nachbesserung, später nicht ausgezahlte Einbehalte 
wg. fehlender Mängelbeseitigung sind als „Minderung“ vom Antragsteller nachträglich entsprechend zu berich-
tigen). Es ist hierbei unerheblich, ob und wann (ggf. durch Stundung) die Zahlung bereits geleistet ist.

Änderungen in der Höhe der tatsächlich entstandenen Aufwendungen sind durch den Antragsteller gegenüber 
dem zuständigen Finanzamt zu belegen.

Ist ein Antragsteller vorsteuerabzugsberechtigt, ist die Mehrwertsteuer nicht bescheinigungsfähig. Dem Denk-
malschutzamt ist mitzuteilen und nachzuweisen, dass die Vorsteuerabzugsberechtigung besteht.

Zuwendungen aus öffentlichen Mitteln und Fördermittel des Denkmalschutzamtes werden in der Bescheini-
gung aufgeführt.

Rechnungslegung durch Generalunternehmer
Auch in Fällen, in denen ein GÜ oder GU mit der Durchführung der Maßnahmen am Denkmal beauftragt wur-
de, ist eine entsprechende Rechnungsvorlage gemäß der Bescheinigungsrichtlinien Ziff. 6.1. (§§ 7i, 10f und 
11b EStG) bzw. Ziff. 5 (§ 10g EStG) unabdingbare Voraussetzung für die endgültige Bescheinigung. Einem 
Investor mit GÜ/GU kann kein Vorzug gegenüber einem Eigentümer mit Einzelgewerksrechnungen gegeben 
werden (Gleichheitsgrundsatz). Dieser läge nämlich vor, wenn einerseits jeder Handwerker seine Leistungen 
im Einzelnen sachlich und rechnerisch nachweisen muss, andererseits nicht aber ein GÜ. Darüber hinaus 
kann eine GÜ-Schlussrechnung, die eine Pauschalsumme ausweist, nicht im Sinne der Richtlinien geprüft 
werden, selbst wenn offensichtlich wäre, dass alle Leistungen im Sinne der Richtlinien anerkennungsfähig 
sind.

Ausnahmslos gelten die einschlägigen Passagen der Richtlinien, d.h. der Investor ist wie jeder andere Ei-
gentümer verpfl ichtet, die ihn begünstigende Prüfung durch einen prüfbaren Nachweis (Vorlage der Original-
rechnungen) zu ermöglichen. Es ist dem Investor daher zu empfehlen, nötigenfalls die zwecks Erlangung der 
Bescheinigung notwendige Offenlegung der Einzelrechnungen oder der spezifi zierten Kalkulation in seinem 
GÜ-Vertrag abzusichern. Die zivilrechtlichen Probleme von Antragstellern mit GÜ lassen sowohl die Nach-
weispfl icht des Antragstellers nach Nr. 6.2 der 7i-Richtlinie bzw. Nr. 5 der 10g-Richtlinie als auch die Pfl icht 
des DA zur Prüfung nach Nr. 4.1 i.V.m. Nr. 6.2 der 7i-Richtlinie bzw. nach Nr. 1 i.V.m. Nr. 5 der 10g-Richtlinie 
unberührt.
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Verfahren bei Wohnungseigentümergemeinschaften
Der Bauträger beantragt als Bevollmächtigter aller Wohnungskäufer in Übereinstimmung mit Nr. 4.1, 4.2, und 
5.1 der Bescheinigungsrichtlinie in der jeweils geltenden Fassung für die abgestimmte Gesamtmaßnahme 
eine Bescheinigung nach Abschluss der Baumaßnahme und bei Vorliegen der Schlussrechnungen. Sofern der 
Antragsteller nicht ausdrücklich Einzelbescheinigungen für jeden Erwerber beantragt, wird nur eine Bescheini-
gung auf den Antragsteller (i.d.R. Investor oder Beauftragter der WEG/Hausverwalter) über die Gesamtmaß-
nahme einschließlich Rechtsbehelfsbelehrung und Gebührenbescheid ausgefertigt.

Gebühren
Sowohl die vorläufi ge als auch die endgültige Bescheinigung sind gebührenpfl ichtig. Die Steuerbescheinigung 
geht dem Eigentümer/Verfügungsberechtigten erst nach Entrichtung der Gebühr zu. Die Höhe der Gebühr 
richtet sich nach dem Aufwand zur Ausfertigung der Bescheinigung. Zum Aufwand zählen die Erstberatung, 
die Abstimmungen, soweit sie sich auf die steuerrechtlichen Tatbestände bzw. Fragen der Begünstigung ein-
zelner Aufwendungen, in diesem Zusammenhang relevante Planungsänderungen und dergleichen beziehen.

Ausstellung der Bescheinigung
Die Bescheinigung wird erst nach Fertigstellung der Maßnahme und Entrichtung der Gebühr erteilt.
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Denkmalschutzamt Hamburg          Stand 11. November 2013

4. Kurzübersicht für die Voraussetzungen zur Erteilung einer Bescheinigung 
nach § 7i, 10f, 11b Einkommensteuergesetz (EStG)
Diese Übersicht stellt die wesentlichen Punkte dar, hat jedoch keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Die Teilzif-
fern beziehen sich auf die entsprechenden Abschnitte der Richtlinie. (A. Anlage 1)

Tz. Begünstigt Nicht begünstigt Bemerkung

1.1 Nach DSchG geschütztes 
Baudenkmal oder geschützter 
Teil eines Ensembles

Kein geschütztes Baudenkmal 
nach DSchG oder kein ge-
schützter Ensemblebestandteil

Die Maßmahmen müssen vor 
Beginn mit dem Denkmal-
schutzamt abgestimmt und / 
oder genehmigt sein. Entfällt 
der Denkmalschutz innerhalb 
des Begünstigungszeitrau-
mes, muss das zuständige 
Finanzamt informiert werden.

1.2 Erforderliche Maßnahmen 
zur Erhaltung als Baudenk-
mal oder zu seiner sinnvollen 
Nutzung

Maßnahmen an Gebäuden in 
der unmittelbaren Umgebung 
eines Baudenkmals

s. Tz. 3: Bei Gebäuden ohne 
eigenen Denkmalwert (nicht 
konstituierend) innerhalb 
eines Ensembles sind nur 
Maßnahmen zur Erhaltung 
des schützenswerten Erschei-
nungsbildes des Ensembles 
begünstigt.

1.2.1 Maßnahmen für die Erhaltung-
der Denkmalsubstanz, wobei 
ein strenger Maßstab anzule-
gen ist.

Maßnahmen, die nicht erfor-
derlich, sondern nur angemes-
sen oder vertretbar sind, oder 
die nicht der Eigenart des 
Baudenkmals entsprechen

Maßnahmen müssen nach 
Art und Umfang zur Erhal-
tung der Denkmaleigenschaft 
erforderlich sein; Erforder-
lichkeitsprüfung: Notwendig 
unter denkmalpfl egerischen 
Gesichtspunkten.

1.2.2 Sinnvolle Nutzung: Denkmal-
eigenschaft wird nicht oder 
wenig beeinträchtigt.

Abbruch von denkmalwerter 
Bausubstanz, auch wenn der 
Abbruch für eine neue Nut-
zung erforderlich ist.

Das Denkmal erhält eine unter 
denkmalschutzrechtlichen 
Gesichtspunkten sinnvolle 
Nutzung, bzw. eine Nutzung 
wird wiederhergestellt oder 
ermöglicht, so dass der Erhalt 
auf Dauer gewährleistet ist.

1.2.2 Anpassung an zeitgemäße 
Nutzungsverhältnisse*

Einbaumöbel, offener Ka-
min oder Kachelofen, wenn 
Heizung vorhanden, Arlaman-
lagen, sonstige Ausstattung 
wie Lampen, sofern sie nicht 
ausdrücklich zum Denkmalbe-
stand gehören

*Heizungsanlagen, Toiletten, 
Badezimmer und Küchen 
(Ausstattung pauschaliert). 
Unter heutigen Bedingungen 
bei Büro- und vergleichbarer 
Nutzung auch Ausstattung mit 
IT ohne Zentral- und Endgerä-
te (Vernetzung).

1.2.2 Unter denkmalschutzrechtli-
chen Gesichtspunkten wirt-
schaftliche Nutzung

Wirtschaftliche Optimierung Die Umnutzung von nicht aus-
gebauten Dachgeschossen 
wird nicht begünstigt.

Denkmaleigenschaft und Maßnahmen
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Tz. Begünstigt Nicht begünstigt Bemerkung

1.2.2
2.5

Wenn nur ein Gebäudeteil 
geschützt ist, sind nur Aufwen-
dungen an diesem begünstigt, 
auch wenn es nicht selbst-
ständig nutzungsfähig ist; Auf-
wendungen für den erschwer-
ten Bauablauf.

Aufwendungen für nicht 
geschützte Teile sind auch 
unter dem Gesichtspunkt 
der sinnvollen Nutzung nicht 
begünstigt.

1.2.2 Denkmalbedingte Pfl ege- und 
Unterhaltungskosten*

Wiederkehrende Wartungs-
kosten, Reinigungskosten, 
Bewirtungskosten

*Restaurierung, Reinigung, 
z.B. von Skulpturen, Innende-
koration u. dergl.

2.2 (auf begünstigte Maßnahmen 
entfallende Lohn- und Ge-
haltskosten für eigene Arbeit-
nehmer – vgl. Richtlinie zu § 
10g EStG, Tz.5)

Wertansatz für eigene Arbeits-
leistung oder unentgeltlich Be-
schäftigte. Wertverlust durch 
Entfernen von Altbausubstanz.

2.2 Architektenleistungen, so-
weit sie zu den begünstigten 
Maßnahmen zu rechnen sind 
(anteilig)

Skonti, anteilige Beiträge zu 
Bauwesenversicherung oder 
sonstige Abzüge

2.3 Funktionsträgergebühren, 
soweit zu den begünstigten 
Maßnahmen zu rechnen 
(anteilig)

Zurechnung zu Kostenarten 
obliegt dem zuständigen 
Finanzamt.

2.4 Aufwendung für sinnvolle Um-
nutzung, wenn die historische 
Substanz und die denkmal-
begründenden Eigenschaften 
erhalten werden und eine Um-
nutzung unter denkmalschutz-
rechtlichen Gesichtspunkten 
vertretbar ist.

Unvertretbare Eingriffe mit 
Verlust von Denkmalsubstanz 
und Preisgabe von Teilen der 
Denkmaleigenschaft

Erhaltung der statischen 
Konstruktion; nutzungsbe-
dingte Einbauten in reversib-
ler Form; Beschränkung der 
nutzungsbedingten Eingriffe 
auf das Mindestmaß und unter 
Ausnutzung der bauordnungs-
rechtlichen Ausnahmen und 
Befreiungen.

2.5
2.6

Wiederherstellungen unter 
Verwendung verbliebener Ge-
bäudeteile, wenn denkmalbe-
gründende Merkmale erhalten 
bleiben.

Wiederaufbau eines verlo-
renen oder beseitigten Bau-
denkmals

s. Tz. 2.12: Translozierung, 
wenn Denkmaleigenschaft 
erhalten bleibt.

2.7 Aufwendungen für einen 
Gebäuderest, der entkernt 
wurde; statisch notwendige 
Konstruktionen zur Erhaltung 
der Außenmauern.

Entkernung, wenn es sich um 
Denkmalsubstanz handelt.

Bei Wiederherstellung eines 
denkmalbegründenden Grund-
risses ist die Entfernung nicht 
denkmalwerter Einbauten 
begünstigt.

2.8 Objektiv notwendige Neu-
bauteile für denkmalgerechte 
Nutzung

Neue Gebäudeteile zur Erwei-
terung der Nutzfl äche

Mögliche Ausnahme für Dach-
geschossausbau, z.B. bei 
sonst zu geringer Wohnfl äche 
oder dergleichen

2.9 Stellplätze / Garagen als sinn-
volle Nutzung, ansonsten nur 
bei Stellplatzpfl icht und Be-
dingung für sinnvolle Nutzung 
und wenn sie innerhalb des 
Baudenkmals nicht vertretbar 
sind.

Stellplätze und Garagen, Ab-
lösezahlungen für Stellplatz-
anlagen
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Tz. Begünstigt Nicht begünstigt Bemerkung

2.10 Bei Gebäuden gleicher Nut-
zung nicht übliche Anlagen, 
wenn diese zu den denkmal-
begründenden Eigenschaften 
beitragen.

Bei Gebäuden gleicher Nut-
zung nicht übliche Anlagen, z. 
B. Schwimmbecken, Sauna, 
Bar, Kegelbahn, Alarmanla-
gen, bewegliche Einrichtungs-
gegenstände.

2.11 Historische Ausstattung 
(Zierstücke, Wappen, Stu-
ckierungen, Balustraden, 
Freitreppen, Befestigungen, 
Mauern, etc.); Aufwendun-
gen für Außenanlagen, wenn 
sie zum Herstellungs- oder 
Anschaffungskosten- oder 
zum Erhaltungsaufwand des 
Gebäudes gehören (Prüfung 
durch Finanzamt).

Außenanlagen wie Hofbefesti-
gungen, Rasen, Zierpfl anzun-
gen, Bäume, auch wenn ihnen 
Denkmalqualität zukommt. 

Die hier nicht begünstigten 
Aufwendungen sind ggf. nach 
§ 10g EStG zu behandeln.

2.11 Erschließungskosten; An-
schluss an die Versorgungs-
netze 

Anliegerbeiträge nach §§ 
127 - 135 BauGB, Beiträge 
für Versorgungsanlagen nach 
Kommunalabgabegesetz, Siel-
baubeiträge 

2.12 Translozierung, wenn Denk-
maleigenschaft erhalten bleibt.

3. Bei Ensemblebestandteilen 
ohne eigenen Denkmalwert 
(nicht konstituierend) nur 
Aufwendungen zur Erhaltung 
des schützenswerten äußeren 
Erscheinungsbildes des En-
sembles; Maßnahmen an ei-
nem das Ensemble störenden 
Gebäude aufgrund entspre-
chen der denkmalrechtlicher 
Aufl agen.

Maßnahmen im Inneren und 
an der Ausstattung eines Ge-
bäudes, soweit diese nicht als 
Gebäudeteil zum Baudenkmal 
gehören*, Maßnahmen zur 
sinnvollen Nutzung.

*Setzt qualifi zierte Denkmal-
begründung und entsprechen-
den Listeneintrag vorraus.

6.1 Genehmigungs- und Prü-
fungsgebühren 



31

6.1 Endgültige Bescheinigung

1.3.2
6.1

Gewerkeweise Aufstellung 
gemäß Mustertabelle DA auf 
Basis der Schlussrechnungen

Abschlagsrechnungen

6.1
6.2

Pauschalrechnungen für 
ausschließlich begünstigte 
Maßnahmen, wenn Pauscha-
langebot vorliegt 

Pauschalrechnungen, die 
sowohl begünstigte wie nicht 
begünstigte Maßnahmen 
betreffen. 

Bei erforderlicher Prüfung von 
Einzelleistungen, z. B. zur 
Ausscheidung unbegünstigter 
Maßnahmen kann Vorlage der 
Originalkalkulation verlangt 
werden. 

6.2 Bei GÜ-Durchführungen, 
wenn Originalrechnungen der 
Handwerker und detaillierter 
Einzelnachweis für eigene 
Leistungen vorliegen 

Nur GÜ-Abrechnung ohne be-
wertetes Leistungsverzeichnis 

Sonstige Bedingungen der Bescheinigung

4.1 Gesamtbetrag der Aufwendungen, die nach Art und Umfang zur 
Erhaltung als Baudenkmal oder zu seiner sinnvollen Nutzung 
bzw. zur Erhaltung des schützenswerten äußeren Erschei-
nungsbildes erforderlich sind und in Abstimmung mit dem DA 
durchgeführt wurden.

Prüfung setzt eine örtliche 
Abnahme voraus. 

4.2. Objektbezogen

4.3 Zuwendungen sind in die Bescheinigung aufzunehmen Zuwendungen werden von 
der bescheinigungsfähigen 
Summe abgezogen. 

5.1 Für FA bindend als Grundlagenbescheid für steuerliche Folge-
bescheide im Sinne § 175 Abs.1 Satz 1 Nr.1 Abgabenordnung 

Verfahren

Tz. Positive Bedingung Negative Bedingung Bemerkung

1.3 Abstimmung vor Beginn der 
Maßnahme.

Verstoß gegen Bedenken 
des Denkmalschutzamtes im 
Genehmigungs verfahren; 
unterbliebene Abstimmung/ 
Genehmigung, auch wenn 
Denkmaleigenschaft noch 
erhalten ist. 

Abstimmung auch innerhalb 
eines denkmalrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahrens oder 
Baugenehmigungsverfahrens 
möglich. 

1.3.1 Abgestimmte Baumaßnahmen 
nach Bestätigung der Denk-
maleigenschaft.

Baumaßnahmen vor Bestäti-
gung der Denkmaleigenschaft

Bei Fällen, in denen erst im 
Verlauf der Baumaßnahme die 
Denkmaleigenschaft festge-
stellt wird. 

1.3.2 Schriftliche Abstimmung erfor-
derlich; Änderungen bedürfen 
einer erneuten Abstimmung.

Nicht abgestimmte, zwi-
schenzeitliche Änderungen; 
erhebliche Abweichungen der 
Bauausführung vom Abstim-
mungsergebnis

Hinweis auf weitere Vor-
aussetzungen, die durch FA 
geklärt werden (Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten, 
Werbungskosten oder Son-
derausgaben)

1.3.3 Vorläufi ge Bescheinigung (§ 
38 VwVfG): Gewerke oder 
Bauteile

Bindende Abgrenzung der 
bescheinigungsfähigen Auf-
wendungen
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Abkürzungsverzeichnis

AO  Abgabenordnung
BewG  Bewertungsgesetz
DSchG  Denkmalschutzgesetz
ErbStG  Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz
EStDV  Einkommensteuer-Durchführungsverordnung
EStG  Einkommensteuergesetz
EStR  Einkommensteuer-Richtlinien
GrEStG  Grunderwerbsteuergesetz
GrStG  Grundsteuergesetz
GrStR  Grundsteuer-Richtlinien
UStG  Umsatzsteuergesetz
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